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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Im Auftrag der 2010 Folge gegebenen parlamentarischen Initiative Stähelin (cvp, TG)
schlug die Rechtskommission des Ständerats die ersatzlose Streichung der
Bestimmungen über den Vorauszahlungsvertrag im Obligationenrecht vor. Da diese
Vertragsform seit den 1960er Jahren jegliche praktische Bedeutung verloren hatte,
konnte die Gesetzesänderung in der Schlussabstimmung in beiden Kammern
einstimmig angenommen werden. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.2013
NADJA ACKERMANN

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Das Parlament stimmte der Revision des Publikationsgesetzes ohne nennenswerte
Änderungen gegenüber dem Regierungsentwurf zu. Dieses regelt die amtlichen
Veröffentlichungen und Sammlungen des Bundes (Bundesblatt, Amtliche und
Systematische Sammlung). Ein kleines föderalistisch gefärbtes Intermezzo ergab sich
insofern, als der Ständerat auf Antrag Stähelin (cvp, TG) beschloss, die
Kantonsverfassungen weiterhin in die Systematische Sammlung aufzunehmen. Die
Begründung für seinen Antrag lautete, dass damit die grosse Bedeutung der
Kantonsverfassungen für den Bundesstaat zum Ausdruck gebracht werde. Der
Nationalrat teilte diese Meinung. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.2004
HANS HIRTER

Der Nationalrat nahm eine Motion Häberli (cvp, TG) (04.3803) für eine umfassende
Reform und Straffung der Bundesverwaltung diskussionslos an. Der Ständerat hiess sie
und auch eine ähnliche Motion Stähelin (cvp, TG) (04.3702) gut. Er überwies auch eine
vom Nationalrat im Vorjahr akzeptierte Motion der CVP für eine eingehende
Überprüfung der Aufgaben und Leistungen des Staates sowie eine grundlegende
Verwaltungsreform (03.3311). Umstritten war hingegen ein in Motionsform gekleideter
Prüfungsauftrag der nationalrätlichen Kommission (05.3228), welcher sich mit dem
Entlastungsprogramm 2004 befasste. Dieser forderte den Bundesrat auf, im Rahmen
der von ihm eingeleiteten Verwaltungsreform die Integration der beiden Bundesämter
für Veterinärwesen und für Landesversorgung sowie der Forstdirektion in das
Bundesamt für Landwirtschaft ins Auge zu fassen. Gegen den Widerstand der Linken,
welche darin eine Sparmassnahme auf dem Buckel des Personals sah, die sachlich nicht
gerechtfertigt sei, überwies der Nationalrat den Vorstoss. Der Ständerat hiess den
Überprüfungsauftrag ebenfalls gut, obwohl insbesondere die vorgeschlagene
Integration des Bundesamtes für Veterinärwesen in das Landwirtschaftsamt auf Kritik
stiess, da ersteres bezüglich seiner Aufgaben eher im Gesundheits- oder
Verbraucherschutzbereich einzuordnen wäre. Der Bundesrat beschloss, das Bundesamt
für Wasser und Geologie (BWG) auf Anfang 2006 zu einem guten Teil in das Bundesamt
für Umwelt, Wald und Landschaft (Buwal) zu überführen und dieses neu Bundesamt für
Umwelt (Bafu) zu nennen. Andere Teile des BWG gingen an die Bundesämter für Verkehr
resp. Energie. (Zu den Forderungen nach der Bildung eines Forschungs- und
Bildungsdepartementes resp. der Ausgliederung der KTI aus dem BBT und die
Überführung in einen dem Nationalfonds ähnlichen Status siehe hier und hier.) 3

MOTION
DATUM: 29.09.2005
HANS HIRTER

Wie das Parlament mit der Überweisung einer Motion Stähelin (cvp, TG) (05.3815)
verlangt hatte, legte der Bundesrat eine Botschaft zur formellen Bereinigung des
Bundesrechts vor. Er beantragte darin, 31 bedeutungslos gewordene Erlasse der
Bundesversammlung ganz aufzuheben und in weiteren 55 Erlassen einzelne obsolet
gewordene Bestimmungen zu streichen resp. an neue Vorschriften des Bundesrechts
anzupassen. Er gab gleichzeitig bekannt, dass er diese Aufräumarbeit in seinem eigenen
Bereich bereits durchgeführt habe und dabei unter anderem 112 Erlasse der
Gesamtregierung und weitere 56 der Departemente aufgehoben habe. Der Ständerat
hiess in der Dezembersession die Anträge des Bundesrats ohne Gegenstimme gut.
Direkt im Anschluss daran überwies er eine weitere Motion Stähelin (07.3615), welche

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2007
HANS HIRTER
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zusätzlich zu dieser formalen Bereinigung auch noch eine materielle Überprüfung des
gesamten Bundesrechts im Hinblick auf Effizienz, Praktikabilität und Notwendigkeit
fordert. 4

Als Zweitrat stimmte der Nationalrat der formellen Bereinigung des Bundesrechts ohne
Gegenstimme zu. Im Anschluss daran hiess er auch die Motion von Ständerat Stähelin
(cvp, TG) (07.3615) gut, welche zusätzlich eine materielle Überprüfung des gesamten
Bundesrechts im Hinblick auf Effizienz, Praktikabilität und Notwendigkeit fordert. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2008
HANS HIRTER

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Die vor den Thurgauer Grossratswahlen stattfindende Wahl der Regierung brachte
keine Anderung in der parteipolitischen Zusammensetzung. Für den altershalber
zurücktretenden Erziehungs- und Gesundheitsdirektor Haffter (fdp) wurde der FDP-
Fraktionspräsident im Grossen Rat, Hermann Lei, der als einziger kandidierte, gewählt.
Damit übernahm zum dritten aufeinanderfolgenden Mal ein freisinniger
Gemeindeammann von Weinfelden einen Regierungssitz. Die vier übrigen Räte, Bürgi
und Fischer von der SVP, Schmidli (sp) sowie Stähelin (cvp) wurden alle bestätigt. 6

WAHLEN
DATUM: 16.02.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Wahlkampf im Thurgau löste keine grossen Wogen aus. Die vier an der Regierung
beteiligten Parteien – SVP (2 Vertreter), CVP (1), FDP (1) und SP (1) – verzichteten auf
Sprengkandidaturen. Für die SVP und die FDP stellten sich die Bisherigen Roland
Eberle (svp, Departement für Justiz und Sicherheit), Hans Peter Ruprecht (svp, Bau und
Umwelt) und Hermann Lei (fdp, Inneres und Volkswirtschaft) zur Wiederwahl. Bernhard
Koch (cvp), Stadtammann aus Bischofszell, wurde als Nachfolger für den in den
Ständerat gewählten Philipp Stähelin nominiert; der Arboner Bezirksgerichtspräsident
Claudius Graf-Schelling (sp) für die krankheitshalber zurückgetretene Vreni Schawalder
ins Rennen geschickt. Als Aussenseiter bewarben sich der Schweizer Demokrat Willy
Schmidhauser und der Parteilose Fritz Reusser. Bei einer hohen Wahlbeteiligung von
45,7% wurde die Thurgauer Zauberformel erwartungsgemäss bestätigt und Koch wie
auch Graf-Schelling mit den Bisherigen bereits im ersten Wahlgang gewählt. 7

WAHLEN
DATUM: 12.03.2000
DANIEL BRÄNDLI

Eidgenössische Wahlen

Für die Wahlen 2011 traten 38 Nationalrätinnen und Nationalräte und 12
Ständerätinnen und Ständeräte nicht mehr an. Damit gab es 2011 mehr Rücktritte als
2007; vor vier Jahren traten gesamthaft 24 Volks- und 14 Kantonsvertreterinnen und
-vertreter zurück. In drei Kantonen mussten mindestens die Hälfte der Nationalratssitze
ersetzt werden: im Kanton Tessin (vier von acht), in Graubünden (drei von fünf) und im
Kanton Schwyz (zwei von vier). Kein Sitz frei wurde in den Kantonen Wallis, Zug,
Schaffhausen, Neuenburg und Basel-Stadt. Den grössten Aderlass an bisherigen
Nationalräten hatte die FDP zu verkraften (10 Rücktritte). Von der SVP, der SP und der
CVP traten je acht Volksvertreterinnen und -vertreter nicht mehr an. Die Grünen
mussten zwei Rücktritte verteidigen und die BDP und die PdA je einen. André Daguet
(sp, BE) war zudem bereits per Ende Frühlingssession zurückgetreten, auch um damit
dem nachrückenden Corrado Pardini die Wahlchancen zu verbessern. Aus der kleinen
Kammer traten sechs Kantonsvertreter der FDP (Briner, SH; Büttiker, SO; Forster, SG;
Leumann, LU; Marty, TI und Schweiger, ZG), sowie je drei von der CVP (Inderkum, UR;
Maissen, GR; Stähelin, TG) und der SVP (Brändli, GR; Bürgi TG und Reimann, AG, der mit
Nationalrat Giezendanner eine Rochade plante) zurück. 8

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Im Kanton Thurgau wurden beide Ständeratssitze frei. Hermann Bürgi (svp) und Philipp
Stähelin (cvp) traten auf Ende Legislatur zurück. Sowohl der SVP mit Roland Eberle als
auch der CVP mit Nationalrätin Brigitte Häberli wurden gute Chancen auf eine
Verteidigung der Sitze eingeräumt. Herausforderinnen waren die FDP und die SP. Die
Freisinnigen schickten den Weinfelder Gemeindeamman Max Vögeli ins Rennen und
wollten ihren 1987 verlorenen Sitz zurückerobern. Die Sozialdemokraten traten mit
Nationalrätin Edith Graf-Litscher an. Der grünen Kantonsrätin Silvia Schwyter-Mäder
und dem Vertreter der EDU, Daniel Wittwer, wurden lediglich Aussenseiterchancen

WAHLEN
DATUM: 13.11.2011
MARC BÜHLMANN
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attestiert. 

Die SVP konnte ihren Thurgauer Ständeratssitz verteidigen. Eberle, der als moderater
SVP-Politiker auch als Bundesratskandidat ins Gespräch gebracht wurde, übertraf mit
40'688 Stimmen das absolute Mehr (33'358 Stimmen) im ersten Wahlgang. Die
Zweitplatzierte Häberli (26'761 Stimmen) und der Drittplatzierte Vögeli (21'941 Stimmen)
traten zum zweiten Wahlgang an. Links-Grün mit Graf-Litscher (18'437 Stimmen) und
Schwyter-Mäder (13'917 Stimmen) entschieden sich hingegen, nicht mehr anzutreten.
Mit 8'617 Stimmen auf verlorenem Posten trat hingegen Wittwer (edu) noch einmal an.
Nach dem Verzicht von SP und Grünen versuchten sowohl die FDP als auch die CVP sich
die Unterstützung der SVP zu sichern. Diese überlegte sich kurz, selber noch einmal
anzutreten, gab dieses Ansinnen dann aber auf und unterstützte in der Folge die FDP.
Die BDP und die GLP sprachen sich für Häberli (cvp) aus und die SP beschloss
Stimmfreigabe. Die Christdemokratin wurde zudem von der Thurgauer Frauenzentrale
unterstützt. Bei einer Wahlbeteiligung von lediglich noch 30,6% wies Häberli mit 26'777
Stimmen Vögeli (17'348 Stimmen) im zweiten Wahlgang in die Schranken. Damit wird der
Kanton Thurgau zum ersten Mal von einer Frau vertreten. Die FDP ging hingegen leer aus
und schickt nach dem Verlust des Nationalratssitzes erstmals keine Thurgauer Vertreter
mehr ins Bundeshaus. 9

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Le Conseil fédéral a présenté le Rapport Europe 2006 durant l’année sous revue. Il
s’agissait, sept ans après, du premier rapport à faire suite à celui sur l’intégration de
1999. Les deux chambres ont pris acte du Rapport Europe 2006 en fin d’année, les
députés soulignant d’ailleurs la grande qualité de celui-ci. Les débats ont toutefois
clairement révélé les positions respectives des partis relativement aux enjeux liés à la
politique européenne de la Suisse.

Au Conseil des Etats, le rapporteur de la commission Philipp Stähelin (pdc, TG) a
indiqué que celle-ci souhaitait donner un cadre institutionnel aux accords bilatéraux
avec l’UE sous la forme d’un accord-cadre. Les représentants des partis bourgeois se
sont félicités de la nouvelle orientation adoptée par le Conseil fédéral, qui préconise
que l’adhésion à l’UE n’est plus son objectif stratégique, mais désormais seulement une
option stratégique parmi d’autres. Il ont salué là un retour à la réalité et au pragmatisme
helvétique. En effet, selon eux, la Suisse n’a pas voix au chapitre dans l’élaboration de la
législation européenne et il deviendra de plus en plus difficile de conclure des accords
bilatéraux, étant donné que ceux-ci devront désormais être ratifiés par un nombre bien
plus important d’Etats. Afin d’en tirer les conséquences sur le système fédéral et la
démocratie, et d’éviter que la Suisse soit dépassée par l’évolution rapide du droit
communautaire, ils ont demandé au Conseil fédéral de présenter un rapport sur le
fédéralisme. Le Rapport Europe 2006 a également soulevé quelques critiques, de la
gauche notamment. Il a en effet été reproché que le message politique du rapport était
très vague et peu pertinent, et que l’appréciation politique faisait défaut, alors même
qu’il appartenait au Conseil fédéral de formuler aussi des objectifs pour la politique
européenne. Prenant position dans le cadre de ces réactions, la conseillère fédérale
Micheline Calmy-Rey a estimé que la Suisse pouvait aujourd’hui atteindre largement ses
objectifs par l’application et le développement de l’ensemble des accords bilatéraux,
tout en admettant que la situation pouvait évoluer à tout moment si les conditions
venaient à changer.

Au Conseil national, le démocrate du centre Christoph Mörgeli (ZH) a salué le fait que le
Conseil fédéral ait décidé de reléguer l’adhésion à l’UE au rang d’option à long terme. Il
a toutefois précisé que le groupe UDC aurait préféré voir le gouvernement retirer la
demande d’adhésion déposée en 1992. Le socialiste Mario Fehr (ZH) a, pour sa part,
remis en cause la pertinence de la voie bilatérale à moyen terme, arguant que la Suisse
ne pouvait pas se soustraire aux règles élaborées et adoptées au sein de l’UE, et que
l’adaptation autonome à la législation européenne sapait à la fois la démocratie directe
et la souveraineté helvétique. Il a ajouté qu’avec maintenant 25 pays et bientôt 27, la
voie bilatérale se compliquerait de plus en plus. Le PDC, par la voix de la conseillère
nationale Kathy Riklin (ZH), a lui aussi insisté sur les limites du bilatéralisme, soulignant
que les accords bilatéraux, statiques par nature, étaient remis en question à chaque
votation populaire. Les radicaux ont salué de leur côté la relégation de l’objectif
stratégique de l’adhésion au rang de simple option, estimant que cette mesure

BERICHT
DATUM: 18.12.2006
ELIE BURGOS
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s’imposait depuis longtemps. Les Verts, par la voix de Francine John-Calame (NE), ont
déploré l’absence d’objectifs pour l’avenir, surtout en ce qui concerne la faisabilité et
l’efficacité de futures négociations bilatérales avec 27 Etats. Ils ont ensuite appelé de
leurs vœux une adhésion à l’UE « dans un délai raisonnable ». Face à ces critiques, les
conseillères fédérales Micheline Calmy-Rey et Doris Leuthard ont mis en exergue la
nouvelle approche adoptée par le gouvernement en matière de politique européenne.
Elles ont précisé que la question idéologique de l’adhésion à l’UE avait volontairement
été laissée de côté au profit de la défense optimale des intérêts de la Suisse, et
notamment de la souveraineté fiscale des cantons. Les deux conseillères fédérales ont
précisé que la Suisse poursuivrait sur la voie bilatérale aussi longtemps que les
conditions-cadre économiques lui seraient favorables et que l’UE serait disposée à
conclure avec elle des accords sectoriels. 10

Sur avis favorable du Conseil fédéral, le Conseil des Etats a adopté une motion Stähelin
(pdc, TG), qui demandait au gouvernement de prendre, sur le plan institutionnel et sur
le plan des procédures, des mesures afin de mettre en phase les activités déployées et
les déclarations faites à l'étranger par ses membres avec les objectifs déclarés de la
politique extérieure du pays. Le conseiller aux Etats estimait en effet que les conseillers
fédéraux en visite à l’étranger risquaient de donner trop d’importance aux affaires du
département qu'ils dirigent, et partant de négliger les intérêts supérieurs de la
politique extérieure du pays. Les déclarations des conseillers fédéraux étant toujours
considérées comme étant celles de la Suisse officielle, il est nécessaire, selon le député
démocrate-chrétien, que le Conseil fédéral prépare soigneusement et coordonne entre
elles toutes les activités de ses membres qui touchent de près ou de loin à la politique
extérieure de la Suisse, et crée à cet effet un meilleur cadre institutionnel et des
processus rigoureux. 11

MOTION
DATUM: 20.03.2007
ELIE BURGOS

Le Conseil national a examiné une motion Stähelin (pdc, TG), adoptée en 2007 par le
Conseil des Etats, qui demandait au gouvernement de prendre, sur le plan
institutionnel et sur le plan des procédures, des mesures afin de mettre en phase les
activités déployées et les déclarations faites à l'étranger par ses membres avec les
objectifs déclarés de la politique extérieure du pays. Une minorité de la commission
composé uniquement de députés UDC a proposé de rejeter la motion en question, au
titre qu’elle n'était pas l'instrument adéquat pour assurer la cohérence recherchée.
Selon la minorité, il s'agit bien davantage d'un problème de collégialité des membres du
Conseil fédéral que d'un problème lié à la coordination interdépartementale. Les
députés ont finalement adopté la motion par 99 voix contre 41 (UDC uniquement). 12

MOTION
DATUM: 01.10.2008
ELIE BURGOS

Beziehungen zur EU

Suite aux discussions entre la conseillère fédérale Micheline Calmy-Rey et la
commissaire européenne chargée des relations extérieures, Madame Ferrero-Waldner,
relatives à un éventuel accord-cadre entre la Suisse et l’UE, le conseiller aux Etats
Stähelin (pdc, TG) a déposé un postulat demandant au Conseil fédéral d’analyser le
statut d’un tel accord et de présenter un rapport sur la question, où seraient précisées
en particulier les compétences des instances suisses (parlement, gouvernement,
cantons et administration) par rapport à l’UE. Suivant les recommandations du Conseil
fédéral, le Conseil des Etats a adopté le postulat en question. 13

POSTULAT
DATUM: 15.12.2005
ELIE BURGOS
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Entwicklungspolitik

Dans l’expectative face à la question de l’effort de cohésion dans le cadre des
Bilatérales II, le Conseil des Etats a toutefois décidé au mois de juin, en tant que
premier conseil, de poursuivre l’aide financière aux pays de l’Europe de l’Est et à la
Communauté des Etats indépendants (CEI). Il a alloué 400 millions de francs pour les
années 2005 et 2006, alors que le Conseil fédéral proposait, de son côté, un nouveau
crédit-cadre de 800 millions de francs pour quatre ans. Les arguments de Maximilian
Reimann (udc, AG) et Philipp Stähelin (pdc, TG), qui voulaient notamment que l’aide de
la Suisse aux pays de l’Est membres de l’UE et aux pays de l’Est candidats à l’UE soit
comptabilisée dans les futures contributions de la Suisse à l’effort de cohésion, n’ont
pas été entendus, puisque les députés ont accepté cette aide par 32 voix sans
opposition et 4 abstentions. Le Conseil national a procédé à l’examen de cet objet lors
de la session d’automne. La chambre du peuple a emboîté le pas au Conseil des Etats
(par 140 voix contre 7) en allouant un crédit de 400 millions de francs pour la période
2005-2006. Cette solution transitoire permet de poursuivre la coopération, tout en
donnant le temps au parlement d’en savoir plus sur l’engagement de la Suisse à l’effort
de cohésion de l’UE. Alors que les Verts incitaient l’assemblée à pencher du côté de la
générosité du gouvernement, la conseillère fédérale Micheline Calmy-Rey a elle-même
fini par rallier la position de la chambre haute, en admettant qu’il était plus opportun
de se donner la possibilité de revenir sur le sujet en 2006, au moment où les
programmes et l’étalement des crédits seraient connus. L’UDC, notamment par la voix
de Christoph Mörgeli (ZH), s’est opposée en vain au projet élaboré par les chambres. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.2004
ELIE BURGOS

Au mois de mars, le Conseil fédéral a approuvé le message concernant la continuation
de la coopération technique et de l’aide financière en faveur des pays en
développement ainsi que le message relatif à son financement. Par ce message, le
Conseil fédéral demandait un nouveau crédit de programme de 4500 millions de francs
pour financer la poursuite de la coopération technique et de l’aide financière en faveur
des pays en développement. Ce crédit est prévu pour la période du 1er janvier 2009 au
31 décembre 2012. Cette demande de crédit était soumise en même temps que la
demande de crédit du DFE pour le financement des mesures de politique économique
et commerciale adoptées au titre de la coopération au développement. Le but visé par
la présentation simultanée de ces deux demandes était de fournir une vue d’ensemble
des principales activités de la coopération au développement. Les conseils ont ainsi
traité l’objet 08.030 (coopération au développement) et l’objet 08.028 conjointement
(financement des mesures de politique économique et commerciale). 

Au Conseil national, l’entrée en matière sur les deux projets n’a pas été contestée.
Critiquant la DDC et les défauts mis en lumière par la Commission de gestion du
Conseil national (CdG), une minorité de la commission, emmenée par Christoph Mörgeli
(udc, ZH) a proposé de renvoyer le projet au Conseil fédéral en le chargeant d'éliminer
au préalable les défauts relevés. Le zurichois estimait en outre que tant qu’il n’y aurait
pas de stratégie unique en matière d’aide publique au développement et que les
réformes nécessaires n’auraient pas été menées au sein de la DDC, il ne fallait voter
aucun moyen financier supplémentaire. Les rapporteurs ont fait savoir que si aucun
membre de la commission ne contestait le principe de la coopération au
développement, la question du montant des moyens engagés avait été très discutée : à
une très faible majorité, la commission avait finalement décidé que 0,7% du revenu
national brut (RNB) devait être alloué à l’aide publique au développement, ce qui
correspond aux objectifs du millénaire de l’ONU. Dès lors, la discussion au cours du
débat d’entrée en matière a essentiellement porté sur la réforme de l’aide au
développement et le montant de son futur financement. La proposition de renvoi
Mörgeli a finalement été rejetée par 132 voix contre 50.

Lors de la discussion par article sur l’arrêté fédéral concernant la continuation de la
coopération technique et de l’aide financière en faveur des pays en développement
(08.030), la question s’est posée de savoir à combien devait s’élever l’aide au
développement. La majorité de la commission a proposé d’augmenter progressivement
le crédit de programme à 0,7% du RNB d’ici à 2015, soulignant que le moment était
venu pour la Suisse d’apporter une aide conséquente aux pays en développement, à
l’instar de l’exemple des pays scandinaves. Opposée à ce principe, au titre qu’il
n’existait aucune stratégie qui définisse comment les moyens supplémentaires seraient
utilisés et qu’on ignorait quelles seraient les conséquences financières sur le budget de
la Confédération d’une augmentation de 0,4 à 0,7% du RNB, une minorité emmenée
par Martine Brunschwig Graf (prd, GE) a proposé de suivre la proposition du Conseil

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.2008
ELIE BURGOS
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fédéral et de fixer les moyens financiers alloués à l’aide au développement à 0,4% du
RNB. Une troisième proposition, soutenue par Kathrin Amacker-Amann (pdc, BL),
voulait pour sa part porter l'aide publique au développement à 0,5% du RNB d’ici 2015,
et charger le Conseil fédéral de soumettre aux chambres un message et un crédit-
cadre complémentaires. Tous les groupes, à l’exception du PDC divisé sur la question,
ont défendu des positions bien arrêtées (l’UDC rejetant notamment toute
augmentation de l’aide au développement). Dans un premier vote entre la majorité et la
minorité, le plénum a adopté la proposition de la minorité par 101 voix contre 82 ; dans
un second vote entre la minorité et la proposition Amacker-Amann, il a également
adopté, par 97 voix contre 86, la proposition de la minorité, selon laquelle l’aide au
développement doit être fixée à 0,4% du RNB.

Dans un article 2bis, la majorité de la commission a proposé de limiter la part de l’aide
multilatérale à 40% du montant total du crédit de programme, estimant que l’aide
bilatérale était beaucoup plus efficace et qu’elle engendrait moins de tracasseries
administratives. Emmenée par Christa Markwalder (prd, BE), une minorité a estimé au
contraire que l’aide multilatérale était plus efficace que l’aide bilatérale pour résoudre
des problèmes importants, complexes et globaux. Les députés ont toutefois suivi la
majorité de la commission en décidant, par 144 voix contre 29, d’abaisser la part de
l’aide multilatérale de 43 à 40%. Au vote sur l’ensemble, l’arrêté fédéral a été approuvé
à l’unanimité.

En ce qui concerne l’arrêté fédéral sur le financement des mesures de politique
économique et commerciale au titre de la coopération au développement (08.028), le
plénum a rejeté – avec la voix prépondérante du président du conseil – la proposition
de la majorité visant à charger le gouvernement de vérifier s'il était possible d'ici à 2015
de porter l'aide publique au développement à 0,5% du RNB. Au vote sur l’ensemble, cet
arrêté fédéral a été adopté à l’unanimité.

Au Conseil des Etats, l’entrée en matière sur ces deux objet n’a pas donné lieu à
contestation. Le plénum s’est penché essentiellement sur la proposition de la
commission de demander dès 2009 un crédit de programme complémentaire afin que
les moyens alloués à l'aide au développement atteignent 0,5% du RNB en 2015. Les
deux crédits de programme proposés par le Conseil fédéral n’ont pas été contestés. Le
président de la commission, Dick Marty (prd, TI), a souligné que la majorité de celle-ci
souhaitait donner une preuve de la volonté de la Suisse d’augmenter son aide publique
au développement et de respecter ses engagements internationaux. Au nom de la
Commission des finances, Philipp Stähelin (pdc, TG) a estimé qu’il faudrait compter sur
des moyens financiers supplémentaires de plus de 800 millions de francs si l’on
augmentait l’aide au développement de 0,1%. De son côté, le démocrate-chrétien
Bruno Frick (SZ) a proposé de renvoyer le projet à la commission en la chargeant de
montrer comment seraient couvertes ces dépenses supplémentaires. Cette proposition
de renvoi a toutefois été rejetée par 24 voix contre 12.

Lors de la discussion par article, une minorité Reimann (udc, AG) a proposé de suivre
le Conseil fédéral et de rejeter la proposition visant à relever le montant de l’aide au
développement à 0,5% du RNB d’ici 2015. Pankraz Freitag (prd, GL) a déposé de son
côté une proposition individuelle visant à relever ce montant à 0,45% d’ici à 2015.
Cette dernière proposition a cependant été rejetée par 28 voix contre 11, au profit de la
proposition de la majorité de la commission (25 voix contre 14). Créant une deuxième
divergence, le Conseil des Etats a rejeté la décision du Conseil national de limiter la
part de l’aide multilatérale à 40% du montant total du crédit de programme. Au vote sur
l’ensemble, les deux projets ont été acceptés respectivement par 29 voix contre 6 et
par 31 voix contre 3.

Au Conseil national, les députés ont suivi l’avis de la majorité de la commission et se
sont ralliés à la position du Conseil des Etats et fixé la hauteur de l’aide au
développement à 0,5% du RNB. Le plénum a maintenu la décision prise de limiter la
part de l’aide multilatérale à 40% du montant total du crédit de programme par 120 voix
contre 66. Cette dernière divergence a été effacée par le Conseil des Etats, les députés
se ralliant par 30 voix contre 12 à la position du Conseil national.

En outre, souhaitée par la CdG-CE et par de nombreuses interventions parlementaires,
l’aide au développement a été réorientée. En mars, la cheffe du DFAE a en effet
annoncé une réduction du nombre de pays prioritaires à 12 pour la période 2008-
2011. 15
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Landesverteidigung

Militärorganisation

Malgré les vives oppositions rencontrées, la CPS-CN s’est prononcée en faveur du
nouveau concept de stationnement de l’armée. La commission, consciente du fait que
de nombreux emplois disparaîtraient avec la mise en œuvre de ce dernier (2500
emplois d’ici 2010), a cependant déclaré que cela était le prix à payer pour le maintien
d’une armée performante. De leur côté, les conseillers aux Etats Hermann Bürgi (udc,
TG) et Philipp Stähelin (pdc, TG), de même que les conseillers nationaux thurgoviens
UDC Alexander Baumann, Peter Spuhler et Hansjörg Walter, se sont mobilisés en faveur
du maintien de la place d’armes de Frauenfeld (TG). Plus de 15'000 personnes ont signé
une pétition contre cette fermeture. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.04.2005
ELIE BURGOS

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Mit einer als Postulat überwiesenen Motion Stähelin (cvp, TG) forderte der Nationalrat
den Bundesrat auf, in Zukunft Organisationen, welche mit Qualitätslabels und andern
Mitteln für die Lauterkeit von gemeinnützigen Spenden sorgen (z.B. Zewo), im Rahmen
des Konsumenteninformationsgesetzes zu unterstützen. 17

MOTION
DATUM: 18.09.2002
HANS HIRTER

Gesellschaftsrecht

Die Rechtskommission des Ständerats gab einer Parlamentarischen Initiative von
Philipp Stähelin (cvp, TG) Folge, welche die Aufhebung der Bestimmungen zum
Vorauszahlungsvertrag im Obligationenrecht fordert. Diese erhielt auch die
Zustimmung ihrer Schwesterkommission im Nationalrat. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.06.2010
SUZANNE SCHÄR

Beide Parlamentskammern beschlossen die Bestimmungen zum Vorauszahlungsvertrag
im Obligationenrecht aufzuheben. Diese Gesetzesänderung ging auf eine Initiative
Stähelin (cvp, TG) aus dem Jahre 2007 zurück. Die Streichung dieser Vertragsart, die in
der Praxis kaum mehr zur Anwendung kam, erwies sich in beiden Räten als
unumstritten. In den Schlussabstimmungen sprachen sich sowohl der Nationalrat als
auch der Ständerat einstimmig dafür aus  . 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.2013
DAVID ZUMBACH

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Lors de la session d’hiver, les chambres ont débattu d’un certain nombre de
propositions déposées au cours de la session précédente. Les CEATE des deux
chambres (CEATE-CN et CEATE-CE) ont en effet déposé conjointement une motion et
un postulat. La motion (mo. 08.3750) charge le Conseil fédéral de modifier l’OApEl d’ici
au 31 décembre 2008, afin d’empêcher la pratique du double amortissement et
d’obliger les entreprises d’une part à publier leurs tarifs et leurs comptes de façon
transparente au plus tard le 30 juin et d’autre part à facturer les services-systèmes à
prix coûtant, et non au prix du marché. Le postulat (po. 08.3758), pour sa part, charge
le Conseil fédéral d’étudier l’opportunité de modifier la LApEl et l’OApEl, afin d’étendre
les compétences de l’ElCom en matière de régulation (contrôle et sanctions), de
modifier la méthode de tarification, de renforcer l’indépendance de Swissgrid
(aujourd’hui propriété des grandes entreprises électriques suisses), d’accroître la
transparence des redevances et prestations fournies par les entreprises aux
collectivités publiques et de faire toute la lumière sur la politique d’amortissement des
entreprises durant les dix dernières années (double amortissement). S’il a pris acte avec
satisfaction des mesures décidées par le Conseil fédéral entretemps, le Conseil
national a néanmoins approuvé les deux objets pour marquer symboliquement son

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.11.2008
NICOLAS FREYMOND
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soutien à l’exécutif. À l’inverse, le Conseil des Etats n’a transmis que le postulat et
renvoyé la motion, ainsi qu’une motion similaire du député This Jenny (udc, GL) (Mo.
08.3558) à sa CEATE, jugeant que, si le postulat s’inscrivait dans le moyen, voire long
terme, les motions poursuivaient des objectifs immédiats pour lesquels le Conseil
fédéral avait pris des mesures entretemps. Par conséquent, la chambre haute a estimé
qu’il conviendrait d’évaluer ces mesures courant 2009 et, au besoin, de reprendre les
motions à ce moment là, ou à l’inverse de les classer. Le Conseil national a en outre
transmis un second postulat de sa CEATE (po. 08.3757) donnant mandat au
gouvernement de présenter un rapport détaillé sur le prix de l’énergie de réglage et
décidé de donner suite à une initiative parlementaire de sa commission de l’économie
et des redevances (CER-CN) visant à l’édiction d’un arrêté fédéral urgent censé
empêcher les hausses injustifiées, notamment celles relatives à l’utilisation des réseaux
d’approvisionnement. Le Conseil des Etats, quant à lui, a adopté un postulat Stähelin
(pdc, TG) (Po. 08.3280) demandant au Conseil fédéral de présenter un rapport sur
l’évolution prévisible des prix de l’électricité à court, moyen et long terme, ainsi que sur
les répercussions de cette évolution sur l’économie nationale. 20

Sur préavis favorable du Conseil fédéral, le Conseil des Etats a adopté tacitement un
postulat Stähelin (pdc, TG) chargeant l’exécutif d’établir un rapport présentant un
diagnostic complet du réseau électrique suisse. Le gouvernement doit notamment
examiner les besoins en termes d’assainissement et de développement du réseau et la
capacité de ce dernier à absorber les variations de flux et à prendre en charge
l’échange d’importants volumes de courant sur de grandes distances, y compris le
transit international. Enfin, les investissements nécessaires, leur planification, leur
financement et leur répercussion sur le prix de l’électricité doivent faire l’objet de
propositions. Lors de la session d’automne, le Conseil national a quant à lui transmis au
Conseil fédéral un postulat de la CEATE-CN allant dans le même sens. 21

POSTULAT
DATUM: 09.03.2010
NICOLAS FREYMOND

Alternativenergien

Les sénateurs ont transmis un postulat Stähelin (pdc, TG) demandant au Conseil fédéral
de présenter un rapport sur les conditions de production du bioéthanol en Suisse et
sur les possibilités de développement, ainsi que sur les intentions du gouvernement en
la matière. Ce rapport doit notamment traiter des droits de douanes appliqués à
l’éthanol, de l’obligation d’ajouter du bioéthanol dans les carburants ordinaires
(essence et diesel), du soutien étatique à la production indigène et de l’importation de
matières premières destinées à cette production. La Chambre haute a aussi approuvé
un postulat Büttiker (prd, SO) chargeant le Conseil fédéral de présenter à intervalles
réguliers un rapport sur la consommation effective de carburants issus de matières
premières renouvelables et sur l’évolution de l’offre de biocarburants. Un tel rapport
doit permettre aux parlementaires d’évaluer l’efficacité de l’exonération des
biocarburants de l’impôt sur les huiles minérales et, le cas échéant, de prendre de
nouvelles mesures incitatives ou de changer de stratégie. 22

POSTULAT
DATUM: 20.03.2007
NICOLAS FREYMOND

Erdöl und Erdgas

Répondant à une interpellation Stähelin (pdc, TG), le Conseil fédéral a refusé
d’exonérer les carburants bio des taxes sur l’essence. Il a toutefois relevé que les
installations pilotes bénéficient d’allégements fiscaux et d’aides à l’investissement. 23

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 25.02.2004
PHILIPPE BERCLAZ
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Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Aus dem seit 2008 eingerichteten, auf 20 Jahre befristeten Infrastrukturfonds werden
hauptsächlich Strassenverkehrsprojekte gespeist. Aber auch die Verkehrsinfrastruktur
in städtischen Ballungsräumen kann darüber finanziert werden. In der Frühlingssession
behandelte der Ständerat eine Motion Stähelin (cvp, TG), die eine Änderung der
Kriterien für die Mittelvergabe aus dem Infrastrukturfonds forderte. Dadurch sollte
nach dem Willen des Motionärs sichergestellt werden, dass kleinere Agglomerations-
und Strassenprojekte im zweiten Teil des Programms besser berücksichtigt würden.
Gegen den Willen des Bundesrats, der darauf hinwies, dass unter den geltenden
Kriterien zentrale und periphere Agglomerationen gleichermassen berücksichtigt
würden und das System breit akzeptiert sei, nahm die Kleine Kammer die Motion nach
einer kurzen Diskussion mit 16 zu 11 Stimmen an. Im Nationalrat wurde sie hingegen
abgelehnt. 24

MOTION
DATUM: 29.09.2011
SUZANNE SCHÄR

Strassenverkehr

Contre l’avis de la majorité de sa CTT, le Conseil des Etats a décidé, par 21 voix contre 8,
de donner suite à une initiative parlementaire Stähelin (pdc, TG) visant à supprimer la
vignette pour les vélos. La majorité s’est ralliée à l’argumentaire de l’initiant soulignant
l’archaïsme et l’inutilité du dispositif, dans la mesure où pratiquement tous les
habitants du pays bénéficient d’une assurance responsabilité civile (RC). Pour la
majorité de la CTT et la minorité rose-verte du plénum, deux arguments plaidaient pour
le maintien de la vignette : la modicité du coût de cette assurance et le fait qu’environ
10% de la population, issus des milieux défavorisés, ne bénéficient pas d’une
couverture RC privée. La CTT-CN a adhéré à la décision de la chambre haute. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.08.2009
NICOLAS FREYMOND

La CTT-CE a présenté un projet de modification de la loi sur la circulation routière
(LCR) consistant en la suppression de la vignette pour les vélos et concrétisant ainsi
l’initiative parlementaire Stähelin (pdc, TG) à laquelle le Conseil des Etats et la CTT-CN
avaient décidé de donner suite l’année précédente. La commission a motivé la
suppression de cette assurance responsabilité civile (RC) obligatoire pour les cyclistes
par ses coûts administratifs jugés excessifs et par le fait que plus de 90% de la
population est couverte par une assurance RC privée. Cette assurance obligatoire
subsistera cependant pour les cyclomotoristes.

Le Conseil fédéral s’est dit favorable en principe à la suppression de la vignette pour les
vélos. Il a cependant mis en garde contre les inconvénients de cette suppression en
matière de protection des personnes lésées. Selon le projet de la CTT-CE, une victime
ne pourra en effet plus exiger la couverture du dommage directement auprès d’une
assurance autorisée à pratiquer en Suisse : elle devra en premier lieu s’adresser à
l’auteur du dommage, puis, si nécessaire, le poursuivre en justice. En outre, elle ne
pourra bénéficier d’un soutien financier du Fonds national suisse de garantie (FNG)
qu’à titre subsidiaire et sans doute plusieurs années après les faits, si l’auteur du
dommage ne dispose pas d’une assurance RC privée. Pour ces raisons, le gouvernement
a exigé l’octroi à la personne lésée d’un droit de créance contre le FNG, lorsqu’aucune
assurance RC n’est tenue à des prestations ou que l’absence d’assureur est contestée.

Au Conseil des Etats, lors du débat d’entrée en matière, la suppression a été combattue
par des sénateurs socialistes, qui ont rappelé que si elle permettait d’économiser 1
franc de coûts administratifs par vignette, elle engendrerait sans aucun doute une
hausse des primes de la RC privée. Or si cette augmentation excède 4 francs, alors le
nouveau système sera plus coûteux que l’ancien. L’entrée en matière a toutefois été
décidée sans opposition. Lors de la discussion par article, le projet de la CTT n’a pas
suscité de débats et les sénateurs ont approuvé tacitement l’amendement proposé par
le Conseil fédéral. Au vote sur l’ensemble, ils ont adopté cette modification de la LCR
par 25 voix contre 6 et 2 abstentions.

Au Conseil national, une minorité verte de la CTT-CN s’est opposée à l’entrée en
matière, au motif que le système en vigueur fonctionne à satisfaction et que plusieurs
associations de transports sont favorables à son maintien. Par 93 voix contre 56, les
députés ont rejeté cette proposition, puis, sans discussion, ils ont adopté le projet, par
96 voix contre 51. En votation finale, les chambres ont confirmé leur premier vote,

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.2010
NICOLAS FREYMOND
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respectivement par 38 voix contre 2 et par 127 voix contre 58. 26

Eisenbahn

Die Ankündigung von SBB Cargo vom vergangenen Jahr, in der ganzen Schweiz nur noch
323 von 650 Stationen für den Schienengüterverkehr bedienen zu wollen, hatte in
vielen Kantonen Proteste ausgelöst. Nach zahlreichen Verhandlungen gab das
Unternehmen im Frühjahr bekannt, es habe für 170 Firmen eine spezifische Lösung
gefunden, doch müssten zahlreiche Kleinkunden künftig auf die Strasse umsteigen. Mit
der geplanten Restrukturierung könne SBB Cargo 96% des bisherigen
Transportvolumens auf der Schiene behalten, und die Zahl der abzubauenden Stellen
reduziere sich um 28 auf insgesamt 620. Ein Umbau des Rollmaterialservice soll die
Produktivität in den Werkstätten Biel und Bellinzona erhöhen; SBB Cargo beabsichtige
aber, das Werk Biel künftig mit einem starken Partner zusammen zu führen. Diese
Neuausrichtung des Unternehmens bringe jährliche Einsparungen von CHF 25
Mio. Siehe auch die Antworten des Bundesrates auf eine zurückgezogene Motion
Stähelin (cvp, TG) (06.3052), eine Frage Huguenin (pda, VD) (06.5084) und die
Interpellationen Recordon (gp, GE) (05.3506) , Müller (fdp, AG) (05.3742), Simoneschi
(cvp, TI) (05.3907) und Salvi (sp, VD) (06.3118). 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.06.2006
MAGDALENA BERNATH

Le Conseil fédéral a adopté le message sur la modification de la loi fédérale sur les
Chemins de fer fédéraux (LCFF) relative l’assainissement de la caisse de pension des
CFF (CP CFF). Conformément à ce qu’il avait annoncé au terme de la consultation,
l’année précédente, le gouvernement propose que la Confédération contribue à
l’assainissement à hauteur de CHF 1,148 milliard. Ce montant couvre les surcoûts liés
aux prestations vieillesse versées jusqu’en 2006, lors du passage du système de
primauté des prestations à celui de primauté des cotisations, ainsi que les pertes
générées par l’abaissement du taux d’intérêt technique de 4% à 3,5%. Il ne permettra
pas à lui seul de redresser le taux de couverture de la CP CFF, qui s’élevait à 84,4% à fin
2009. C’est pourquoi le conseil de fondation de la caisse et la direction des CFF ont
annoncé, en 2009 déjà, des mesures complémentaires consistant en une participation
substantielle des CFF (CHF 1,32 milliard) et de leur personnel (CHF 1,22 milliard), de
sorte à retrouver une couverture complète d’ici à 2019.

Lors de la session d’hiver, le Conseil des Etats est entré en matière sur cette
modification de la LCFF. Lors de la discussion par article, une minorité Stähelin (pdc,
TG) a proposé d’introduire une disposition excluant explicitement la possibilité pour les
institutions de prévoyance d’autres entreprises concessionnaires de solliciter une
contribution similaire de la part de la Confédération. Jugeant inutile cette précision,
dans la mesure où la LCFF ne concerne en aucune manière ces autres entreprises, les
sénateurs ont rejeté, par 26 voix contre 15, cette proposition d’amendement et adopté,
sans autre débat et à l’unanimité, la loi telle que présentée par le Conseil fédéral. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2010
NICOLAS FREYMOND

Post und Telekommunikation

Saisies de cette thématique, les chambres ont refusé toute intervention de la
Confédération. Le Conseil des Etats a rejeté, par 19 voix contre 11, une motion Stähelin
(pdc, TG) exigeant un moratoire sur la fermeture d’offices de poste dans l’attente de
l’examen par les chambres du projet de nouvelle législation postale, tandis que le
Conseil national a rejeté tacitement une motion Grin (udc, VD) (09.3420) chargeant le
Conseil fédéral d’introduire dans les objectifs stratégiques 2010-2013 de la Poste
l’obligation pour cette dernière de discuter avec les communes concernées de
l’organisation du réseau postal de sorte à garantir un service de proximité. 29

MOTION
DATUM: 25.09.2009
NICOLAS FREYMOND
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Umweltschutz

Klimapolitik

Im Unterschied zu Bundesrat und Nationalrat beschloss der Ständerat mit 32:7
Stimmen, Erdgas um 40 Rappen, Flüssiggas jedoch nur um 20 Rappen zu verbilligen.
Erdgas stosse 25-40% weniger CO2 aus als Benzin, Flüssiggas 15% weniger. Zudem sei
Flüssiggas nicht mit Biogasen mischbar. Bundesrat Merz wies vergeblich darauf hin,
dass sich eine Differenzierung angesichts der kaum bestrittenen ähnlichen
Eigenschaften der beiden Treibstoffe nicht rechtfertigen lasse. Bei der Steuerbefreiung
einheimischer Treibstoffe aus erneuerbaren Rohstoffen lehnte es der Rat ab, Importe
aus dem Ausland auszuschliessen. Mit Stichentscheid des Präsidenten hiess er einen
Antrag Stähelin (cvp, TG) gut, im Einklang mit Grossproduzenten wie Brasilien, der USA
und der EU ein Instrumentarium zur Mindestbeimischung von Bio-Treibstoff in
herkömmliche fossile Treibstoffe einzuführen. Mit Hinweis auf zum Teil sklavenähnliche
Verhältnisse auf Zuckerrohrfeldern folgte der Rat mit 18:17 Stimmen zudem einem
Antrag Bonhôte (sp, NE), der den Import von Biotreibstoffen an die Garantie
ökologischer und arbeitsrechtlicher Standards knüpft. Das Gesetz passierte die
Gesamtabstimmung mit 36:0 Stimmen bei 5 Enthaltungen. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Ausgehend von einem Bericht über das Malaise im Pflegebereich, das sich unter
anderem in einem ausgetrockneten Arbeitsmarkt ausdrückt, verlangte die CVP
einerseits eine bessere soziale und finanzielle Anerkennung der Pflegeberufe,
andererseits eine Neuregelung der Finanzierung der Pflegeheime. Im Hintergrund
stand eine im Juli erlassene Verordnungsänderung, wonach die Pflegeheime die
effektiven Pflegekosten transparenter ausweisen müssen. Bis anhin wurden zum Teil
auch eigentliche Pflegeleistungen dem Bereich Hotellerie zugeordnet und den
Pflegebedürftigen direkt verrechnet. Mit der konsequenten Ausscheidung der
tatsächlichen Pflegekosten rechnen die Versicherer, auf mehrere Jahre verteilt, mit
Mehrkosten von rund 1,2 Mia Franken, was zu einem Prämienschub von gegen 10%
führen könnte. Ständerat und CVP-Präsident Stähelin (TG) verlangte deshalb den
umgehenden Übergang von der dualistischen zur monistischen Spital- und
Heimfinanzierung, wonach die Versicherer sämtliche tarifvertraglichen Leistungen für
die Krankenpflege berappen müssten. Die freiwerdenden Mittel, mit denen die Kantone
heute Spital- und Heimleistungen subventionieren, sollten in gleicher Höhe an die
Krankenkassen überwiesen werden mit dem gezielten Auftrag, die Kinderprämien
massiv zu verbilligen resp. ganz aufzuheben und die Langzeitpflege im Alter zu
finanzieren. Falls die Mittel nicht genügend sollten, sah Stähelin nur noch einen Ausweg:
die Einführung einer Zusatzprämie ab dem 50. Altersjahr. Diese sollte für alle
Schichten tragbar sein und dürfte 10 Fr. pro Monat nicht übersteigen. Diese Idee nahm
Santésuisse auf. Sie regte an, Leute ab 50 sollten verpflichtet werden, zusätzlich zur
obligatorischen Krankenversicherung eine Pflegeversicherung abzuschliessen, um die
künftige Lastenverteilung zwischen den Generationen wieder etwas zu entspannen. Der
Anteil der Ausgaben für eigentliche Pflegeleistungen (Spitex und Pflegeheime) sei vor
allem für die Altersgruppe 75+ bedeutsam. (Eine Studie der ETH zeigte, dass die
Überalterung der Bevölkerung die Prämien bis ins Jahr 2035 um jährlich 0,5% verteuern
wird .) Mit einer monatlichen Durchschnittsprämie von knapp 50 Franken ab Alter 50
könnten die Seniorinnen und Senioren die anfallenden Kosten weitgehend selber
finanzieren. Anlässlich der jährlichen Pressekonferenz zur Prämienentwicklung zeigte
sich Bundesrätin Dreifuss sehr besorgt ob dem Vorschlag von Santésuisse, der ihrer
Ansicht nach darauf abzielt, die mühsam aufgebaute Solidarität zu untergraben und das
Land zwischen Jungen und Älteren aufzuspalten. 31

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.10.2002
MARIANNE BENTELI
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Einen Hauptbestandteil der 2. KVG-Revision bildete die Überführung dieser Regelung in
geltendes Recht, d.h. der definitive Übergang zu leistungsbezogenen Pauschalen und zu
einer dual-fixen Spitalfinanzierung, bei der Kantone und Versicherer zu gleichen Teilen
für die Investitions- und Betriebskosten der öffentlichen und privaten Listenspitäler
aufkommen. Im Ständerat, der die Vorlage als Erstrat behandelte, wollte eine
Minderheit Stähelin (cvp, TG) bereits in dieser Revisionsetappe zur monistischen
Finanzierung übergehen, bei der es nur noch eine Zahlstelle (Kassen) gibt und die
kantonalen Subventionen nicht mehr an die Leistungserbringer, sondern an die
Zahlstelle fliessen. Obgleich Einigkeit darüber herrschte, dass die monistische
Finanzierung dereinst kommen soll, war der Ständerat doch der Ansicht, dieser
Systemwechsel wäre im heutigen Zeitpunkt zu abrupt, weshalb er den Antrag mit 22 zu
16 Stimmen ablehnte. Der Nationalrat stimmte der Neuregelung diskussionslos zu. Da
die KVG-Revision im Nationalrat definitiv scheiterte, sind diese Beschlüsse hinfällig. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2003
MARIANNE BENTELI

Sozialhilfe

Aufgrund einer im Jahr 2008 Folge gegebenen parlamentarischen Initiative Stähelin
(cvp, TG) zur Abschaffung der Rückerstattungspflicht des Heimatkantons, hatte die
SGK des Ständerates einen Gesetzesentwurf ausgearbeitet, welcher 2012 auf die
Tagesordnung der Herbstsession gelangte. Der Heimatkanton soll nichts mehr an die
Sozialhilfeleistungen für seine Bürgerinnen und Bürger zahlen müssen, die in einem
anderen Kanton wohnen. Die Rückerstattungspflicht des Heimatkantons während der
ersten zwei Wohnsitzjahre soll ersatzlos aufgehoben werden. In einer Vernehmlassung
wurde die Vorlage von 21 Kantonen gutgeheissen und auch von den 5 übrigen
wohlwollend kommentiert, wenn auch mit einzelnen Bedenken. Im Ständerat wurde der
Entwurf der Kommission zum Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die
Unterstützung Bedürftiger, welcher auch vom Bundesrat zur Annahme empfohlen
wurde, einstimmig angenommen. Auch der Nationalrat hiess den Entwurf im Dezember
2012 gut. In den Schlussabstimmungen wurde die Vorlage mit 43 zu 0 Stimmen im
Ständerat und mit 168 zu 22 Stimmen im Nationalrat verabschiedet. 33

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Im Ständerat anerkannten die Vertreterinnen und Vertreter aller Parteien den
Revisionsbedarf bei der Invalidenverischerung, wenn auch ebenfalls mit gewissen
Vorbehalten in Bezug auf die Mittel. Insbesondere Vertreter der SP bemängelten den
ihrer Ansicht nach ungenügenden Einbezug der Arbeitgeber sowie den Aufschub der
Zusatzfinanzierung. In dieser Frage zeigte sich die CVP gespalten. Stähelin (TG)
erinnerte an das Scheitern der „Paketlösung" in der Volksabstimmung 2004, weshalb er
die Aufteilung begrüsste; Schwaller (FR) bedauerte sie und verlangte, dass die
Zusatzfinanzierung umgebend an die Hand genommen werde. Eintreten wurde ohne
Gegenstimme beschlossen.

In den grundsätzlichen Punkten der Revision wich die kleine Kammer kaum vom
Nationalrat ab. So sprach sie sich mit 23 zu 11 Stimmen wie der Nationalrat für den
Verzicht auf die Zusatzrenten für heutige oder künftige Ehegatten von IV-Empfängern
aus und strich den Karrierezuschlag mit 21 zu 7 Stimmen. Vergeblich mahnte Ory (NE) als
Vertreterin der SP, diese Massnahmen würden zu einer Verschiebung in die EL und
damit zu einer Verlagerung der Kosten vom Bund auf die Kantone führen.

Der Ständerat schuf allerdings einige Differenzen zum Erstrat. In einem von der
Kommission beantragten neuen Artikel präzisiert er, dass der Arbeitgeber aktiv mit der
IV-Stelle zusammenarbeiten und bei der Herbeiführung einer angemessenen Lösung
mitwirken muss. Zudem stimmte er mit 20 zu 15 Stimmen einem Antrag von Vertretern
und Vertreterinnen von SP und CVP zu, wonach die Versicherung dem Arbeitgeber, der
einen in seiner Arbeitskraft eingeschränkten Arbeitnehmer weiterbeschäftigt, einen
Beitrag leisten kann. Die Gegner dieser Bestimmung, darunter Bundesrat Couchepin,
wiesen vergeblich auf die nachteiligen Folgen hin, die diese Regelung mit sich bringen
könnte, nämlich hohe Kosten sowie die künstliche Erhaltung des Arbeitsplatzes anstatt
die Integration mit entsprechenden Eingliederungsmassnahmen. Die Befürworter
argumentierten demgegenüber, die Unterbringung von Invaliden in speziell dafür
eingerichteten Werkstätten würde ebenfalls bedeutende Kosten verursachen und nur in
den seltensten Fällen zu einer Wiedereingliederung in den ersten Arbeitsmarkt führen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.2006
MARIANNE BENTELI
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Die im Nationalrat ohne weitere Diskussion angenommene Kapitalhilfe wurde
diskussionslos gestrichen, da es nicht Aufgabe der IV sein könne, Risikokapital für die
Gründung einer neuen Firma bereit zu stellen. Die vom Nationalrat angenommene
Bestimmung über die Kaufkraftbereinigung von im Ausland ausbezahlten Renten lehnte
der Ständerat ab mit der Begründung, dass diese Regelung nicht durchführbar sei. 34

Erwerbsersatzordnung (EO)

Angesichts des Umstandes, dass mit der Armee XXI der Bestand der Dienstleistenden
zurückgehen wird, gleichzeitig auch die Zahl der in der SUVA Versicherten abnimmt,
wodurch die Grundkosten pro Versicherten in beiden Versicherungen wachsen,
überwies der Ständerat im Einverständnis mit dem Bundesrat diskussionslos eine
Motion Stähelin (cvp, TG), die verlangt, den Vollzug der Militärversicherung der SUVA zu
übertragen, wobei der Bund für diesen Bereich Risikoträger bleibt. 35

MOTION
DATUM: 01.10.2003
MARIANNE BENTELI

Da er dies mit seiner Unterstützung der diesbezüglichen Motion Stähelin (cvp, TG) mit
veranlasst hatte, stimmte auch der Nationalrat diskussionslos der Übertragung der
Militärversicherung (MV) an die SUVA zu. Mit Wirkung auf den 1. Juli des Berichtsjahres
wurde das Bundesamt für Militärversicherung aufgelöst und sein Aufgabenbereich der
SUVA angegliedert. Die MV bleibt jedoch eine eigenständige Sozialversicherung mit
Finanzierung durch den Bund. Sie wird als Abteilung innerhalb des Departements
Versicherungsleistungen und Rehabilitation (SuvaCare) geführt. Die SUVA übernahm das
gesamte MV-Personal.

Diskussionslos überwies der Nationalrat ein Postulat (05.3650) Recordon (gp, VD),
welches den Bundesrat ersucht, die Organisation der SUVA im Hinblick auf die
Grundsätze der Good Governance (best practices of corporate governance) zu
überprüfen. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.2005
MARIANNE BENTELI

Krankenversicherung

Gegen den Willen des Bundesrates, der Umwandlung in ein Postulat beantragte, nahm
der Ständerat knapp (mit 16 zu 14 Stimmen) eine Motion Stähelin (cvp, TG) an, die im
Sinn einer Kosteneindämmung eine Überprüfung des Leistungskatalogs nach KVG
verlangt. Neue Leistungen sollen nicht mehr zugelassen werden, wenn sie sich nicht
unmittelbar auf Therapie und Behandlung von Krankheiten beziehen, über das
medizinisch Notwendige hinausgehen, Konsumcharakter haben, gegen geringfügige
Gesundheitsstörungen eingesetzt werden oder wenig kosten und so das
Hauhaltsbudget nicht überlasten. Zudem verlangte Stähelin, der Leistungskatalog der
ärztlichen Behandlungen sei positiv zu formulieren. Der Bundesrat verwies darauf, dass
nach geltendem KVG nur jene Leistungen kassenpflichtig sind, die einerseits von
zugelassenen Leistungserbringern erbracht werden und andererseits wirksam,
zweckmässig und wirtschaftlich sind. Einen positiv formulierten Leistungskatalog lehnte
er ab, weil er an seiner Klausursitzung vom Mai nach einer umfassenden Systemanalyse
festgestellt hatte, dass die Kostensteigerungen nicht auf die medizinischen Leistungen
an sich, sondern auf deren Mengenausweitung zurückzuführen sind. Eine positive
Formulierung wäre auch nicht sachgerecht, da die ärztlichen Leistungen zu
vielschichtig sind, um in einem Katalog abschliessend umschrieben zu werden. 37

MOTION
DATUM: 19.09.2002
MARIANNE BENTELI

2002 hatte der Ständerat, wenn auch knapp, eine Motion Stähelin (cvp, TG)
angenommen, die eine umfassende Überprüfung und Verkleinerung des
Leistungskatalogs in der Grundversicherung sowie die Erstellung einer „Positivliste“
verlangte. Im Nationalrat machte der Bundesrat erneut geltend, ein positiv formulierter
Leistungskatalog wäre nicht sachgerecht, weil die ärztlichen Leistungen zu vielschichtig
seien, als dass sie in einer Auflistung abschliessend umschrieben werden könnten.
Zudem beruhten die steigenden Gesundheitskosten nicht so sehr auf der Anzahl der
zugelassenen Leistungen, als vielmehr auf der Mengenausweitung. Die grosse Kammer
folgte dieser Argumentation und überwies die Motion lediglich in Postulatsform. 38

MOTION
DATUM: 01.03.2004
MARIANNE BENTELI
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Bei der Spitalfinanzierung hatte die Ständeratskommission im Vorjahr schliesslich auf
ihr alternatives Modell, dem sich die Kantone mit allen Mitteln widersetzten, verzichtet
und war auf eine von der Verwaltung ausgearbeitete Version des ursprünglichen
Vorschlags des Bundesrates mit den folgenden Elementen eingeschwenkt:
leistungsbezogene Abgeltung durch Fallpauschalen, in welche auch die
Investitionskosten einbezogen sind, Planungspflicht der Kantone im Spitalbereich sowie
Beitragspflicht der Kantone (in der Regel 60%, bei unterdurchschnittlicher Prämie
mindestens 45%) für alle Leistungen, die der Planung entsprechen, wobei neben den
öffentlichen auch die privaten Spitäler zu berücksichtigen sind und Zusatzversicherte
ebenfalls den Kantonsbeitrag erhalten; Privatkliniken, die nicht auf der Spitalliste
stehen, können mit den Versicherern Verträge abschliessen, erhalten jedoch keine
Kantonsbeiträge. Stähelin (cvp, TG), Beirat der Groupe Mutuel-Versicherungen,
beantragte, dem ursprünglichen Kommissionsentwurf zu folgen, der die
Krankenversicherer weiter entlastet hätte, unterlag jedoch mit 21 zu 14 Stimmen. In der
Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer mit 25 zu einer Stimme bei neun
Enthaltungen das neue Modell an. Der zuständigen Kommission des Nationalrates gelang
es nicht, die Vorlage noch im Berichtsjahr ins Plenum zu bringen.

Gleichzeitig ergänzte der Ständerat in einer von ihm hinzugefügten Vorlage 2 den
Risikoausgleich unter den Versicherern durch das Kriterium des „erhöhten
Krankheitsrisikos“, d.h. dass beim Risikoausgleich neben Alter und Geschlecht auch
eine im Vorjahr erfolgte Hospitalisierung oder ein Aufenthalt im Pflegeheim zu
berücksichtigen sind. Escher (cvp, VS) befürchtete, mit einer Ausweitung werde die
Anspruchsmentalität der Versicherten gefördert, was zu einer weiteren
Kostensteigerung führe; sein Nichteintretensantrag unterlag jedoch mit 24 zu 4
Stimmen. Die Kommissionssprecherin erläuterte, dass mit der Verfeinerung des
Risikoausgleichs die praktizierte Risikoselektion der Kassen eingedämmt werden soll.
Der geänderte Risikoausgleich wurde mit 23 zu 7 Stimmen angenommen.

Die Neuregelung der Spitalfinanzierung soll den seit 2002 geltenden dringlichen
Bundesbeschluss über die Anpassung der kantonalen Beiträge für die innerkantonalen
stationären Behandlungen ablösen, der ursprünglich bis Ende 2004 befristet gewesen
war. Nach dem Scheitern der 2. KVG-Revision war er dann bis Ende 2006 verlängert
worden. Nun beantragte die SGK-SR angesichts der weiteren Verzögerungen mit einer
Parlamentarischen Initiative (06.474) eine von beiden Kammern gutgeheissene erneute
Verlängerung bis Ende 2007. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.2006
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat befasste sich als erster mit der von der SVP eingereichten Volksinitiative
„Für tiefere Krankenkassenprämien in der Grundversicherung“, welche der Bundesrat
Ende 2005 dem Parlament zur Ablehnung empfohlen hatte. Die SVP möchte mit ihrer
Initiative insbesondere den Katalog der kassenpflichtigen Leistungen straffen.
Ausserdem verlangt sie Vertragsfreiheit zwischen Kassen und Ärzten, Beiträge der
öffentlichen Hand von höchstens 50% der Kosten an die Krankenkassen und mehr
Transparenz. Die Mehrheit der kleinen Kammer schloss sich der Haltung des
Bundesrates an. Das Volksbegehren gefährde den sozialen Charakter der
Krankenversicherung und sei untauglich zur Problemlösung. Bundesrat Couchepin wies
darauf hin, dass die von der Initiative anvisierten Leistungskürzungen unter anderem
auch den ganzen Bereich der Prävention betreffen würden. Der Bundesrat wolle keine
solchen Abstriche an der Grundversicherung, die zudem kaum kostendämpfend seien.

Eine weniger klare Meinung hatte der Rat in der Frage, ob der Initiative ein direkter
Gegenvorschlag gegenübergestellt werden soll. Eine knappe Mehrheit der Kommission
hatte dies abgelehnt, weil dadurch laufende Projekte im Gesundheitsbereich durch
einen Gegenentwurf auf Verfassungsstufe blockiert würden und der ins Spiel gebrachte
Text des Gegenvorschlags äusserst vage sei. Auch Bundesrat Couchepin sprach sich
dagegen aus. Anderer Meinung war in diesem Punkt Altherr (fdp, AR). Als Sprecher der
Kommissionsminderheit machte er sich für den direkten Gegenvorschlag stark. Dieser
bringe eine notwendige Klärung zur Kranken- und Unfallversicherung und eine
Festlegung der Eckwerte der Gesundheitspolitik auf Verfassungsstufe. Stähelin (cvp, TG)
unterstützte ihn. Die Verfassung enthalte heute keine inhaltlichen Aussagen zur
Krankenversicherung. Der Gegenvorschlag gebe ihr klare Konturen, und gleichzeitig
würde den laufenden Teilrevisionen ein fester Rahmen gesetzt. Schwaller (cvp, FR)
stellte namens der Kommission abschliessend fest, dass die Initiative etwas verspreche,
das sie nicht halten könne und keinen Beitrag zur Kostendämpfung leiste. Der
Gegenentwurf bleibe in der blossen Deklamation bekannter und bereits angewandter
Grundsätze stecken und sei ebenfalls abzulehnen. Die Initiative selber fand keine

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.09.2006
MARIANNE BENTELI
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Unterstützung im Ständerat. Der Antrag der Kommissionsminderheit für einen
Gegenvorschlag wurde jedoch mit 24 zu 16 Stimmen angenommen. In der Folge
beschloss der Rat eine Fristverlängerung für die Behandlung dieses Geschäftes bis
Ende Januar 2008. Gegen den Willen der Linken, die eine zügige Volksabstimmung zur
Klärung der Fronten forderte, stimmte auch der Nationalrat mit 105 zu 62 Stimmen der
Verlängerung und damit indirekt der Prüfung des Gegenvorschlags zu. 40

Durch einen Ordnungsantrag war im Vorjahr eine Motion Stähelin (cvp, TG) an die
Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit zurückgewiesen worden. Die Motion
forderte, dass Personen, welche aufgrund ihrer wirtschaftlichen Situation in der Lage
sind, ihre Krankenkassenprämien zu bezahlen, dies aber trotzdem nicht tun, auf einer
Liste erfasst werden, welche nur den Leistungserbringern, Gemeinden und Kantonen
zugänglich ist. Die Kommission des Ständerates beantragte einstimmig, die Motion
abzulehnen. Auch der Motionär selbst forderte den Ständerat zur Ablehnung auf, denn
das Anliegen wurde inzwischen bereits durch die oben genannte parlamentarische
Initiative aufgegleist. In diesem Sinne lehnte der Ständerat die Motion ab. 41

MOTION
DATUM: 04.06.2009
LUZIUS MEYER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Der Ständerat befasste sich in der Sommersession mit der Vorlage für ein
Psychologieberufegesetz. Mit dem Erlass sollen die Anforderungen an die Aus- und
Weiterbildung der Psychologinnen und Psychologen geregelt und damit der
Patientenschutz sowie die psychische Gesundheit der Bevölkerung verbessert werden.
Eintreten war in der Kleinen Kammer unbestritten und auch die generelle Stossrichtung
der Vorlage wurde begrüsst. Diskussionslos stimmte der Rat einem Antrag der
vorberatenden Kommission zu, die Weiterbildungstitel um das Fachgebiet
Gesundheitspsychologie zu erweitern. Ebenfalls gutgeheissen wurde ein Einzelantrag
von Philipp Stähelin (cvp, TG), der neben den Psychologen auch die Chiropraktiker auf
die Liste der Berufe mit Berufsgeheimnis aufnahm. Umstritten war die Frage, mit
welchem Studienabschluss man künftig den Titel „Psychologe“ verwenden darf. Nach
Ansicht des Bundesrats und der Kommission soll dazu ein Masterabschluss erforderlich
sein. Eugen David (cvp, SG) plädierte dafür, auch einen Bachelor-Abschluss nach
dreijährigem Studium genügen zu lassen. Ein weiterer Diskussionspunkt bildete die im
Entwurf des Bundesrats vorgesehene Beschränkung der Psychotherapieausbildung auf
universitär ausgebildete Psychologen. Eugen David beantragte, dass weiterhin auch
Geistes- und Humanwissenschafter zu den akkreditierten Weiterbildungsgängen für
Psychotherapeuten zugelassen werden. Theo Maissen (cvp, GR) verteidigte den
Vorschlag von Kommission und Bundesrat. Er argumentierte, Psychotherapeuten
müssten psychisch kranke und beeinträchtigte Menschen behandeln und dafür brauche
es wissenschaftlich fundierte psychologisch-psychotherapeutische Kenntnisse, welche
nur im Rahmen eines Psychologiestudiums vermittelt würden. Nach der Debatte zog
Eugen David beide Anträge zurück. In der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage ohne
Gegenstimme bei einer Enthaltung gutgeheissen. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2010
ANDREA MOSIMANN

Parteien, Verbände und Interessengruppen
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Parteien

Parteiensystem

Innerhalb von nur einem Jahr besetzten alle vier Bundesratsparteien und die Grünen
die meisten Spitzenämter neu. Es fand eine Verlagerung vom Berg ins Tal, vom Land in
die Stadt und teilweise von der Zentral- in die Ostschweiz statt: Nachdem im Oktober
2000 die SP Christiane Brunner zur Präsidentin gewählt hatte, folgte im April 2001 die
FDP, als Franz Steinegger nach über zwölf Jahren Gerold Bührer das Amt übergab. Einen
Monat später wählte die CVP Philipp Stähelin zum Nachfolger von Adalbert Durrer. Im
Oktober schliesslich bestimmten die Grünen ein Kopräsidium mit Ruth Genner und
Patrice Mugny, das Ruedi Baumann ablöste. In den Generalsekretariaten übernahmen
überwiegend Junge die Leitung oder das Amt des Pressesprechers: Im Vorjahr hatten
bei der FDP Guido Schommer Johannes Matyassy und bei der SP Reto Gamma Jean-
François Steiert als Generalsekretär ersetzt. Im Berichtsjahr folgte bei der SVP Gregor
Rutz auf Jean-Blaise Defago und bei der CVP Reto Nause auf Hilmar Gernet. Auch die
Parteisprecher wechselten: Bei der FDP ist neu die 32-jährige Barbara Perriard, bei der
SVP der 29-jährige Yves Bichsel, bei der CVP die 25-jährige Béatrice Wertli und bei der
SP Jean-Philippe Jeannerat (47) zuständig für die Öffentlichkeitsarbeit. 43

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2001
MAGDALENA BERNATH

Grosse Parteien

Ende Februar gründeten wertkonservative CVP-Parlamentarier um Nationalrat Hans
Werner Widrig (SG) und Ständerat Philipp Stähelin (TG) eine neue parlamentarische
Untergruppe „Werte und Gesellschaft“, um den Mitte-Links-Kurs der Mehrheit der
Fraktion zu korrigieren und um der SVP in den CVP-Stammlanden entgegenzutreten. 44

PARTEICHRONIK
DATUM: 26.02.2001
MAGDALENA BERNATH

Die für die Nachfolge zuständige Arbeitsgruppe unter der Leitung von Nationalrat Peter
Hess nominierte den Thurgauer Ständerat Philipp Stähelin als neuen Präsidenten und
schlug die St. Galler Nationalrätin Lucrezia Meier-Schatz, den Tessiner Ständerat Filippo
Lombardi und die Präsidentin der CVP Frauen und Nachfolgerin von Brigitte Hauser, Ida
Glanzmann, als Mitglieder des CVP-Präsidiums vor. Der Walliser Nationalrat Jean-Michel
Cina sollte im Hinblick auf die Erneuerungswahlen 2003 die Verantwortung für die
Strategie- und Programmarbeit der Partei übernehmen. Mitte Mai bestätigten die CVP-
Delegierten in Wil die neue Leitung und beriefen die Aargauer Nationalrätin Doris
Leuthard anstelle von Rosmarie Zapfl ins Vizepräsidium. Damit wurden alle ursprünglich
als Favoriten für die Nachfolge Durrers gehandelten Personen in die neue Parteileitung
eingebunden. 45

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.04.2001
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung in Genf präsentierte sich die CVP als Partei der
Familien: Einstimmig und ohne Enthaltung hiess sie einen bezahlten Urlaub für
erwerbstätige Mütter gut, obwohl das Parlament die Vorlage zur
Mutterschaftsversicherung noch nicht zu Ende beraten hatte; die Stellungnahme war als
Antwort auf die Referendumsdrohung der SVP gedacht. Im Hinblick auf die
eidgenössischen Wahlen vom Herbst warb Parteipräsident Philipp Stähelin in seiner
Rede „Nachwuchs fördern heisst Renten sichern“ dafür, der Familienpolitik einen
neuen Stellenwert einzuräumen. 46

WAHLEN
DATUM: 27.08.2003
MAGDALENA BERNATH

Drei Wochen vor den Wahlen sprach sich Parteipräsident Philipp Stähelin an einem
ausserordentlichen CVP-Parteitag in Basel mit Nachdruck für starke Mitteparteien und
die Beibehaltung der Konkordanz aus und rechtfertigte damit den zweiten
Bundesratssitz der CVP. Die beiden CVP-Bundesratsmitglieder skizzierten die aus ihrer
Sicht wichtigsten Herausforderungen der kommenden Legislatur: Rentenalter,
Konsolidierung der bilateralen Beziehungen mit der EU, Prioritätensetzung bei den
staatlichen Ausgaben, mehr Wettbewerb und Marktöffnung sowie echte Familienpolitik,
das heisst steuerliche Entlastung der Familien. Die CVP wolle am Rentenalter 65
festhalten; um die Renten zu finanzieren, sollten die Kinder früher eingeschult werden
und junge Erwachsene somit früher die Berufstätigkeit aufnehmen. Praktisch
diskussionslos hiessen die Delegierten schliesslich einen 34 Punkte umfassenden
„Wahlvertrag der CVP mit dem Schweizervolk“ gut. 47

WAHLEN
DATUM: 29.09.2003
MAGDALENA BERNATH
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Einen Tag nach der Bundesratswahl gab Philipp Stähelin seinen Rücktritt als
Parteipräsident nach nur zweieinhalb Jahren Amtsdauer bekannt. Mit seinem Rücktritt
zu Beginn einer neuen Legislatur wolle er der neuen Parteiführung ermöglichen, die
eidgenössischen Wahlen 2007 in aller Ruhe vorzubereiten. Das neue Präsidium solle an
einer ausserordentlichen Delegiertenversammlung Anfang 2004 gewählt werden. Der
neue Präsident müsse laut Stähelin ein Mitglied des Parlaments sein, da eine enge
Verbindung zur nationalen Politik wichtig sei, und von der Fraktion getragen werden. Er
würde sich besonders freuen, wenn eine Frau seine Nachfolge anträte. Als Favoriten
gehandelt wurden Vizepräsidentin Doris Leuthard (AG), Ständerat Bruno Frick (SZ),
Nationalrätin Lucrezia Meier-Schatz (SG), Nationalrätin Thérèse Meyer (FR) und
Fraktionschef Jean-Michel Cina (VS). Die Junge CVP forderte den Ausschluss von
Ständerat Carlo Schmid (AI) aus Partei und Fraktion. Falls noch andere
Fraktionsmitglieder bei den Bundesratswahlen für Christoph Blocher statt Ruth Metzler
gestimmt hätten, solle auch gegen diese ein Parteiausschlussverfahren eingeleitet
werden. 48

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.10.2003
MAGDALENA BERNATH

Obschon die CVP einen aufwändigen Wahlkampf betrieben hatte, musste sie 7
Nationalratsmandate abgeben; besonders hoch waren die Verluste in ihren
traditionellen Stammlanden. Als erste Reaktion auf die Wahlniederlage stellte CVP-
Präsident Philipp Stähelin sein Amt zur Verfügung; die Parteileitung sprach ihm jedoch
das Vertrauen aus. Sie schloss den Rückzug eines ihrer Bundesratsmitglieder zugunsten
von Christoph Blocher (svp, ZH), den SVP-Präsident Ueli Maurer am Wahlabend
gefordert hatte, aus; für die Regierungsbildung stehe die Handlungsfähigkeit des
künftigen Bundesrates im Vordergrund. Dieser Entscheid stiess parteiintern nicht auf
einhellige Zustimmung; so erklärte der ehemalige CVP-Präsident, Ständerat Carlo
Schmid (AI), man käme um einen Bundesrat Blocher nicht mehr herum. Ende Oktober
entschied die CVP-Fraktion mit 33:5 Stimmen, mit beiden Bundesratsmitgliedern zur
Wiederwahl anzutreten und der Vereinigten Bundesversammlung damit die
Entscheidung über die künftige Regierungszusammensetzung zu überlassen. Gemäss
Fraktionschef Jean-Michel Cina (VS) anerkenne die CVP den Anspruch der SVP auf
einen zweiten Bundesratssitz. Ihrer Meinung nach solle die SVP jedoch den Sitz des
zurücktretenden FDP-Bundesrats Kaspar Villiger einnehmen; mit drei Sitzen im
Bundesrat und mit der Bundeskanzlerin sei der gemäss Cina neu formierte Rechtsblock
von SVP und FDP angemessen vertreten. Dieses Vorgehen stiess bei einigen CVP-
Kantonalparteien wie jener von Luzern auf Kritik, weil diese auf die Zusammenarbeit mit
der FDP angewiesen sind. Am 10. Dezember bestätigte das Parlament nicht CVP-
Bundesrätin Ruth Metzler, sondern wählte Christoph Blocher (svp, ZH) in die
Regierung. Die Parteileitung der CVP wies jegliche Mitschuld an der Abwahl ihres
Regierungsmitglieds von sich und erklärte, die CVP wolle ihr Glück in einer „Politik der
radikalen Mitte“ suchen und sich programmatisch erneuern. Die Fraktion werde Ende
Januar 2004 in Klausur gehen und im Frühling einen „Grundsatzparteitag“
durchführen. 49

ANDERES
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH

An der ersten Delegiertenversammlung der CVP im neuen Jahr verteidigte der noch bis
Februar amtierende Parteipräsident Philipp Stähelin das Vorgehen der Fraktion bei der
Bundesratswahl. Die Unzufriedenheit über dieses von der Parteileitung nicht eigens
traktandierte Thema war offensichtlich. Gemäss der früheren Luzerner Nationalrätin
Judith Stamm sei nicht klar, wie das Wahlgeschäft wirklich verlaufen sei, es hätte
Möglichkeiten für einen anderen Ausgang gegeben. Mit 159:79 Stimmen lehnten die
Christlichdemokraten gegen das Votum von Bundesrat Joseph Deiss den
Gegenvorschlag zur Avanti-Vorlage ab, beschlossen mit 174:24 Stimmen die Nein-Parole
zur Verwahrungsinitiative und empfahlen mit 125:22 Stimmen die Mietrechtsrevision
zur Annahme. 50

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 12.01.2004
MAGDALENA BERNATH

Mitte Januar gaben sowohl die als Kronfavoritin für die Parteileitung gehandelte
Vizepräsidentin Doris Leuthard (AG) als auch Bruno Frick (SZ) ihren Verzicht auf eine
Kandidatur bekannt. Da die Suche nach einem geeigneten Nachfolger für Stähelin
erfolglos blieb, entschied das Parteipräsidium, die Ersatzwahlen auf den Sommer zu
verschieben. Doris Leuthard erklärte sich bereit, interimistisch die Parteigeschäfte zu
übernehmen. 51

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.01.2004
MAGDALENA BERNATH
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Anfangs September in Aadorf (TG) gaben die Delegierten mit 214:8 Stimmen bei 3
Enthaltungen klar die Ja-Parole für die Vereinheitlichung der Familienzulagen heraus.
Ohne Gegenstimme bei 2 Enthaltungen wurde ebenfalls die Ja-Parole zur Osthilfe
beschlossen. Zuvor hatten Ständerat Philipp Stähelin die Bedeutung des Gesetzes
hinsichtlich der guten Beziehungen zu Europa hervorgehoben und Doris Leuthard auf
die Finanzierbarkeit der Vorlage hingewiesen. 52

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.09.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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